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Allgemeine  

Geschäftsbedingungen  
für Fahrschulen 

 
 
vom 01. September 2008 

Die Bundesvereinigung der Fahrlehrerverbände e.V. empfiehlt den ihr über ihre Mitgliedsorganisationen an-
geschlossenen Fahrschulen unverbindlich, die folgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu verwenden. 

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Fahrschulen 
 

.1. Bestandteil der Ausbildung 
 

Die Fahrausbildung umfasst theoreti-
schen und praktischen Fahrunterricht. 

Schriftlicher Ausbildungsvertrag 
Sie erfolgt aufgrund eines schriftli-
chen Ausbildungsvertrages. 

Rechtliche Grundlagen der  
Ausbildung 
Der Unterricht wird aufgrund der 
hierfür geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen und der auf ihnen beru-
henden Rechtsverordnungen, na-
mentlich der Fahrschülerausbildungs-
ordnung, erteilt. Im Übrigen gelten 
die nachstehenden Bedingungen, die 
Bestandteile des Ausbildungsvertra-
ges sind. 

Beendigung der Ausbildung 
Die Ausbildung endet mit der bestan-
denen Fahrerlaubnisprüfung, in jedem 
Fall nach Ablauf eines Jahres seit 
Abschluss des Ausbildungsvertrages. 

Wird das Ausbildungsverhältnis nach 
Beendigung fortgesetzt, so sind für 
die angebotenen Leistungen der Fahr-
schule die Entgelte der Fahrschule 
maßgeblich, die durch den nach § 19 
FahrlG bestimmten Preisaushang zum 
Zeitpunkt der Fortsetzung des Ausbil-
dungsvertrages ausgewiesen sind. 
Hierauf hat die Fahrschule bei Fort-
setzung hinzuweisen. 

Eignungsmängel des Fahrschülers 
Stellt sich nach Abschluss des Ausbil-
dungsvertrages heraus, dass der 
Fahrschüler die notwendigen körperli-
chen oder geistigen Anforderungen 
für den Erwerb der Fahrerlaubnis 
nicht erfüllt, so ist für die Leistungen 
der Fahrschule Ziffer 6 anzuwenden. 

 

.2. Entgelte, Preisaushang 
 

Die im Ausbildungsvertrag zu verein-
barenden Entgelte haben den durch 
Aushang in der Fahrschule bekannt 
gegebenen zu entsprechen. 

.3. Grundbetrag und Leistungen 
 

a) mit dem Grundbetrag wer-
den abgegolten: 

Die allgemeinen Aufwendungen der 
Fahrschule sowie die Erteilung des 
theoretischen Unterrichts und erfor-
derliche Vorprüfungen bis zur ersten 
theoretischen Prüfung. 

Für die weitere Ausbildung im Falle 
des Nichtbestehens der theoretischen 
Prüfung ist die Fahrschule berechtigt, 
den hierfür im Ausbildungsvertrag 
vereinbarten Teilgrundbetrag zu be-
rechnen, höchstens aber die Hälfte 
des Grundbetrages der jeweiligen 
Klasse; die Erhebung eines Teilgrund-
betrages nach nicht bestandener 
praktischer Prüfung ist unzulässig. 

Entgelt für Fahrstunden  
und Leistungen 
b) Mit dem Entgelt für die Fahr-
stunde von 45 Minuten Dauer werden 
abgegolten: 

Die Kosten für das Ausbildungsfahr-
zeug, einschließlich der Fahrzeugver-
sicherungen sowie die Erteilung des 
praktischen Fahrunterrichts. 

Absage von Fahrstunden / Be-
nachrichtigungsfrist 
Kann der Fahrschüler eine vereinbarte 
Fahrstunde nicht einhalten, so ist die 
Fahrschule unverzüglich zu verständi-
gen. Werden vereinbarte Fahrstunden 
nicht mindestens 2 Werktage vor dem 
vereinbarten Termin abgesagt, ist die 
Fahrschule berechtigt, eine Ausfall-
entschädigung für vom Fahrschüler 
nicht wahrgenommene Fahrstunden 
in Höhe von drei Vierteln des Fahr-
stundenentgeltes zu verlangen. Dem 
Fahrschüler bleibt der Nachweis vor-
behalten, ein Schaden sei nicht oder 
in wesentlich geringerer Höhe ent-
standen. 

Entgelt für die Vorstellung zur 
Prüfung und Leistungen 
c) Mit dem Entgelt für die Vor-
stellung zur Prüfung werden abgegol-
ten: 

Die theoretische und die praktische 
Prüfungsvorstellung einschließlich der 
Prüfungsfahrt. Bei Wiederholungsprü-
fungen wird das Entgelt, wie im Aus-
bildungsvertrag vereinbart, erhoben. 
 

.4. Zahlungsbedingungen 
 

Soweit nichts anderes vereinbart ist, 
werden der Grundbetrag bei Ab-
schluss des Ausbildungsvertrages, 
das Entgelt für die Fahrstunde vor 
Antritt derselben, der Betrag für die 
Vorstellung zur Prüfung zusammen 
mit eventuell verauslagten Verwal-
tungs- und Prüfungsgebühren spätes-
tens 3 Werktage vor der Prüfung 
fällig. 

Leistungsverweigerung bei  
Nichtausgleich der Forderungen 
Wird das Entgelt nicht zur Fälligkeit 
bezahlt, so kann die Fahrschule die 
Fortsetzung der Ausbildung sowie die 
Anmeldung und Vorstellung zur Prü-
fung bis zum Ausgleich der Forderun-
gen verweigern. 

Entgeltentrichtung bei  
Fortsetzung der Ausbildung 
Das Entgelt für eine eventuelle erfor-
derliche weitere theoretische Ausbil-
dung (Ziffer 3a Abs. 2) ist vor Beginn 
derselben zu entrichten. 

.5. Kündigung des Vertrages 
 

Der Ausbildungsvertrag kann vom 
Fahrschüler jederzeit, von der Fahr-
schule nur aus wichtigem Grund ge-
kündigt werden: 

Ein wichtiger Grund liegt insbesonde-
re vor, wenn der Fahrschüler 

a) trotz Aufforderung und ohne 
triftigen Grund nicht innerhalb von 4 
Wochen seit Vertragsabschluß mit der 
Ausbildung beginnt oder er diese um 
mehr als 3 Monate ohne triftigen 
Grund unterbricht, 

b) den theoretischen oder den 
praktischen Teil der Fahrerlaubnisprü-
fung nach jeweils zweimaliger Wie-
derholung nicht bestanden hat, 

c) wiederholt oder gröblich 
gegen Weisungen oder Anordnungen 
des Fahrlehrers verstößt. 

Schriftform der Kündigung 
Eine Kündigung des Ausbildungsver-
trages ist nur wirksam, wenn sie 
schriftlich erfolgt. 
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.6. Entgelte bei  
Vertragskündigung 

 

Wird der Ausbildungsvertrag gekün-
digt, so hat die Fahrschule Anspruch 
auf das Entgelt für die erbrachten 
Fahrstunden und eine etwa erfolgte 
Vorstellung zur Prüfung. 

Kündigt die Fahrschule aus wichtigem 
Grund oder der Fahrschüler, ohne 
durch ein vertragswidriges Verhalten 
der Fahrschule veranlasst zu sein 
(siehe Ziff. 5), steht der Fahrschule 
folgendes Entgelt zu: 

a) 1/5 des Grundbetrages, 
wenn die Kündigung nach Vertrags-
schluss mit der Fahrschule, aber vor 
Beginn der Ausbildung erfolgt; 

b) 2/5 des Grundbetrages, 
wenn die Kündigung nach Beginn der 
theoretischen Ausbildung, aber vor 
der Absolvierung eines Drittels der für 
die beantragten Klassen vorgeschrie-
benen theoretischen Mindestunter-
richtseinheiten erfolgt; 

c) 3/5 des Grundbetrages, 
wenn die Kündigung nach der Absol-
vierung eines Drittels, aber vor dem 
Abschluss von zwei Dritteln der für 
die beantragten Klassen vorgeschrie-
benen theoretischen Mindestunter-
richtseinheiten erfolgt; 

d) 4/5 des Grundbetrages, 
wenn die Kündigung nach der Absol-
vierung von zwei Dritteln der für die 
beantragten Klassen vorgeschriebe-
nen theoretischen Mindestunterrichts-
einheiten erfolgt, aber vor deren 
Abschluss; 

e) der volle Grundbetrag, wenn 
die Kündigung nach dem Abschluss 
der theoretischen Ausbildung erfolgt. 

Dem Fahrschüler bleibt der Nachweis 
vorbehalten, dass ein Entgelt oder ein 
Schaden in der jeweiligen Höhe nicht 
angefallen oder nur geringer angefal-
len ist. Kündigt die Fahrschule ohne 
wichtigen Grund oder der Fahrschü-
ler, weil er hierzu durch ein vertrags-
widriges Verhalten der Fahrschule 
veranlasst wurde, steht der Fahrschu-
le der Grundbetrag nicht zu. Eine 
Vorauszahlung ist zurückzuerstatten. 
 

.7. Einhaltung vereinbarter  
Termine 

 

Fahrschule, Fahrlehrer und Fahrschü-
ler haben dafür zu sorgen, dass ver-
einbarte Fahrstunden pünktlich be-
ginnen. Fahrstunden beginnen und 
enden grundsätzlich an der Fahrschu-
le. Wird auf Wunsch des Fahrschülers 
davon abgewichen, wird die aufge-
wendete Fahrzeit zum Fahrstunden-
satz berechnet. Hat der Fahrlehrer 
den verspäteten Beginn einer Fahr-
stunde zu vertreten oder unterbricht 
er den praktischen Unterricht, so ist 
die ausgefallene Ausbildungszeit 
nachzuholen oder gutzuschreiben. 

Wartezeiten bei Verspätung 
Verspätet sich der Fahrlehrer um 
mehr als 15 Minuten, so braucht der 
Fahrschüler nicht länger zu warten. 
Hat der Fahrschüler den verspäteten 
Beginn einer vereinbarten praktischen 
Ausbildung zu vertreten, so geht die 
ausgefallene Ausbildungszeit zu sei-
nen Lasten. Verspätet er sich um 
mehr als 15 Minuten, braucht der 
Fahrlehrer nicht länger zu warten. Die 
vereinbarte Ausbildungszeit gilt dann 
als ausgefallen (Ziffer 3b Absatz 3). 

Ausfallentschädigung 
Die Ausfallentschädigung für die vom 
Fahrschüler nicht wahrgenommene 
Ausbildungszeit beträgt auch in die-
sem Falle drei Viertel des Fahrstun-
denentgelts. Dem Fahrschüler bleibt 
der Nachweis vorbehalten, ein Scha-
den sei nicht oder in wesentlich ge-
ringerer Höhe entstanden. 

 

.8. Ausschluss vom Unterricht 

 

Der Fahrschüler ist vom Unterricht 
auszuschließen: 

a) Wenn er unter dem Einfluss 
von Alkohol oder anderen berau-
schenden Mitteln steht; 

b) Wenn anderweitig Zweifel an 
seiner Fahrtüchtigkeit begründet sind. 

Ausfallentschädigung 
Der Fahrschüler hat in diesem Fall 
ebenfalls als Ausfallentschädigung 
drei Viertel des Fahrstundenentgelts 
zu entrichten. Dem Fahrschüler bleibt 
der Nachweis vorbehalten, ein Scha-
den sei nicht oder in wesentlich ge-
ringerer Höhe entstanden. 

 

.9. Behandlung von Ausbildungs-
gerät und Fahrzeugen 

 

Der Fahrschüler ist zur pfleglichen 
Behandlung der Ausbildungsfahrzeu-
ge, Lehrmodelle und des sonstigen 
Anschauungsmaterials verpflichtet. 

 

.10. Bedienung und Inbetrieb-
nahme von Lehrfahrzeugen 

 

Ausbildungsfahrzeuge dürfen nur 
unter Aufsicht des Fahrlehrers bedient 
oder in Betrieb gesetzt werden. Zuwi-
derhandlungen können Strafverfol-
gungen und Schadenersatzpflicht zur 
Folge haben. 

Besondere Pflichten des Fahr-
schülers bei der  
Kraftradausbildung 
Geht bei der Kraftradausbildung oder 
-prüfung die Verbindung zwischen 
Fahrschüler und Fahrlehrer verloren, 
so muss der Fahrschüler unverzüglich 
(geeignete Stellen) anhalten, den 
Motor abstellen und auf den Fahrleh-
rer warten. Erforderlichenfalls hat er 
die Fahrschule zu verständigen. Beim 

Verlassen des Fahrzeugs hat er dieses 
ordnungsgemäß abzustellen und 
gegen unbefugte Benutzung zu si-
chern. 

 

.11. Abschluss der Ausbildung 

 

Die Fahrschule darf die Ausbildung 
erst abschließen, wenn sie überzeugt 
ist, dass der Fahrschüler die nötigen 
Kenntnisse und Fähigkeiten zum 
Führen eines Kraftfahrzeuges besitzt 
(§ 16 FahrlG). Deshalb entscheidet 
der Fahrlehrer nach pflichtgemäßem 
Ermessen über den Abschluss der 
Ausbildung (§ 6 FahrschAusbO). 

Anmeldung zur Prüfung 
Die Anmeldung zur Fahrerlaubnisprü-
fung bedarf der Zustimmung des 
Fahrschülers; sie ist für beide Teile 
verbindlich. Erscheint der Fahrschüler 
nicht zum Prüfungstermin, ist er zur 
Bezahlung des Entgelts für die Vor-
stellung zur Prüfung und verauslagter 
oder anfallender Gebühren verpflich-
tet. 

 

.12. Gerichtsstand 

 

Hat der Fahrschüler keinen allgemei-
nen Gerichtsstand im Inland oder 
verlegt er nach Vertragsabschluß 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort aus dem Inland, oder 
ist der gewöhnliche Aufenthaltsort 
zum Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt, so ist der Sitz der 
Fahrschule der Gerichtsstand. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Mietomnibusverkehr  

 

§ 1 Angebot und Vertragsabschluss 
 
(1) Angebote des Busunternehmens sind, soweit schriftlich nichts anderes vereinbart ist, 

freibleibend.  

(2) Der Besteller kann seinen Auftrag schriftlich, in elektronischer Form oder mündlich erteilen. 

(3) Der Vertrag kommt mit der schriftlichen oder in elektronischer Form abgegebenen Bestätigung 

des Auftrages durch das Busunternehmen zustande, es sei denn, es wurde etwas anderes vereinbart. 

Weicht der Inhalt der Bestätigung von dem des Auftrages ab, kommt der Vertrag auf der Grundlage 

der Bestätigung dann zustande, wenn der Besteller innerhalb einer Woche nach Zugang die Annahme 

schriftlich oder elektronisch erklärt. 

 

§ 2 Leistungsinhalt 
 
(1) Für den Umfang der vertraglichen Leistungen sind die Angaben in der Bestätigung des Auftrages 

maßgebend. § 1 Abs. 3 und § 3 bleiben unberührt. 

(2) Die Leistung umfasst – in dem durch die Bestätigung des Auftrages vorgegebenen Rahmen – die 

Bereitstellung eines Fahrzeugs der vereinbarten Art inklusive Fahrer und die Durchführung der 

Beförderung; die Anwendung der Bestimmungen über den Werkvertrag wird ausgeschlossen. 

(3) Die vereinbarte Leistung umfasst insbesondere nicht: a) die Erfüllung des Zwecks des Ablaufes der 

Fahrt, b) die Beaufsichtigung der Fahrgäste, insbesondere von Kindern, Jugendlichen und 

hilfsbedürftigen Personen, c) die Beaufsichtigung von Sachen, die der Besteller oder einer seiner 

Fahrgäste im Fahrgastraum des Fahrzeugs zurücklässt, d) die Beaufsichtigung des Gepäcks beim Be- 

und Entladen, e) Informationen über die für die Fahrgäste einschlägigen Devisen-, Pass-, Visa-, Zoll- 

und Gesundheitsvorschriften sowie die Einhaltung der sich aus diesen Regelungen ergebenden 

Verpflichtungen. Dies gilt nicht, wenn etwas Anderes vereinbart wurde.  

 

§ 3 Leistungsänderungen 
 
(1) Leistungsänderungen durch das Busunternehmen, die nach Zustandekommen des Vertrages 

notwendig werden, sind zulässig, wenn die Umstände, die zur Leistungsänderung führen, vom 

Busunternehmen nicht wider Treu und Glauben herbeigeführt worden sind und soweit die 

Änderungen nicht erheblich und für den Besteller zumutbar sind. Das Busunternehmen hat dem 

Besteller Änderungen unverzüglich nach Kenntnis von dem Änderungsgrund bekannt zu geben. 

(2) Leistungsänderungen durch den Besteller sind mit Zustimmung des Busunternehmens möglich 

und sollen schriftlich oder elektronisch erklärt werden.  

 



§ 4 Preise und Zahlungen  
 
(1) Es gilt der bei Vertragsabschluss vereinbarte Mietpreis. 

(2) Alle im Zusammenhang mit der vereinbarten Leistung üblicherweise anfallenden Nebenkosten   

(z. B. Straßen- und Parkgebühren, Übernachtungskosten für den/die Fahrer) sind im Mietpreis 

enthalten, es sei denn, es wurde etwas Abweichendes vereinbart. 

(3) Mehrkosten, die aufgrund vom Besteller gewünschter Leistungsänderungen anfallen, werden 

zusätzlich berechnet.  

(4) Die Geltendmachung von Kosten, die dem Busunternehmer aufgrund von Beschädigungen oder 

Verunreinigungen entstehen, bleibt unberührt. 

(5) Rechnungen sind nach Erhalt ohne Abzug fällig.  

 

§ 5 Preiserhöhung 
 
Der Busunternehmer ist berechtigt, eine Preiserhöhung bis zu 10 % des vertraglich vereinbarten 

Preises unter folgenden Voraussetzungen zu verlangen: a) Die Preiserhöhung ist nur zulässig bei einer 

Erhöhung von Kraftstoffkosten, Personalkosten sowie Steuern und Abgaben, wenn und soweit sich 

diese Erhöhung auf den vereinbarten Mietpreis auswirkt. b) Eine Erhöhung des Mietpreises ist nur 

zulässig, sofern zwischen Vertragsabschluss und dem vertraglich vereinbarten Beginn der 

Beförderungsleistung mehr als 4 Monate liegen und die zur Erhöhung führenden Umstände vor 

Vertragsabschluss noch nicht eingetreten und bei Vertragsabschluss für den Busunternehmer nicht 

vorhersehbar waren. c) Der Busunternehmer hat den Besteller unverzüglich nach Bekanntwerden 

des Erhöhungsgrundes zu unterrichten, die Erhöhung geltend zu machen und den Erhöhungsgrund 

nachzuweisen. d) Im Falle einer zulässigen Erhöhung, die 3 % des vereinbarten Gesamtpreises 

übersteigt, kann der Besteller ohne Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Busunternehmer vom 

Vertrag zurücktreten. Die Rücktrittserklärung bedarf keiner Form und ist dem Busunternehmer 

gegenüber unverzüglich nach Zugang des Erhöhungsverlangens zu erklären. 

 

§ 6 Rücktritt und Kündigung durch den Besteller 
 
(1) Rücktritt vor Fahrtantritt.  
Der Besteller kann vor Fahrtantritt vom Vertrag zurücktreten. Nimmt er diese Möglichkeit wahr, hat 

das Busunternehmen anstelle des Anspruches auf den vereinbarten Mietpreis einen Anspruch auf 

angemessene Entschädigung, es sei denn, der Rücktritt beruht auf einem Umstand, den das 

Busunternehmen zu vertreten hat. Deren Höhe bestimmt sich nach dem vereinbarten Mietpreis 

unter Abzug des Wertes, der vom Busunternehmen ersparten Aufwendungen und etwaiger durch 

andere Verwendungen des Fahrzeugs erzielten Erlöse. Dem Busunternehmen steht es frei, 

Entschädigungsansprüche wie folgt zu pauschalisieren:  

Bei einem Rücktritt  
a) bis 30 Tage vor dem geplanten Fahrtantritt: 10 % 



b) 29 bis 22 Tage vor dem geplanten Fahrtantritt: 30 % 

c) 21 bis 15 Tage vor dem geplanten Fahrtantritt: 40 % 

d) 14 bis 7 Tage vor dem geplanten Fahrtantritt: 50 %  

e) ab 6 Tage vor dem geplanten Fahrtantritt 60 % des vereinbarten Mietpreises, wenn und soweit der 

Besteller nicht nachweist, dass ein Schaden des Busunternehmens überhaupt nicht entstanden oder 

wesentlich niedriger ist als die Pauschale.  

Der Entschädigungsanspruch entfällt, wenn der Rücktritt auf Leistungsänderungen des 

Busunternehmens zurückzuführen ist, die für den Besteller erheblich und unzumutbar sind. 

Weitergehende Rechte des Bestellers bleiben unberührt.  

(2) Kündigung nach Fahrtantritt  
a) Werden Änderungen der vereinbarten Leistungen nach Fahrtantritt notwendig, die für den 

Besteller erheblich und unzumutbar sind, dann ist er – unbeschadet weiterer Ansprüche – berechtigt, 

den Vertrag zu kündigen. In diesen Fällen ist das Busunternehmen verpflichtet, auf Wunsch des 

Bestellers hin ihn und seine Fahrgäste zurückzubefördern, wobei ein Anspruch auf die 

Rückbeförderung nur für das im Vertrag vereinbarte Verkehrsmittel besteht. Entstehen bei einer 

Kündigung wegen höherer Gewalt im Hinblick auf die Rückbeförderung Mehrkosten, so werden diese 

vom Besteller getragen. b) Weitergehende Ansprüche des Bestellers sind dann ausgeschlossen, wenn 

die notwendig werdenden Leistungsänderungen auf einem Umstand beruhen, den das 

Busunternehmen nicht zu vertreten hat. c) Kündigt der Besteller den Vertrag, steht dem 

Busunternehmereine angemessene Vergütung für die bereits erbrachten und die nach dem Vertrag 

noch zu erbringenden Leistungen zu, sofern letztere für den Besteller trotz der Kündigung noch von 

Interesse sind. 

 

§ 7 Rücktritt und Kündigung durch das Busunternehmen 
 
(1) Rücktritt vor Fahrtantritt 
Das Busunternehmen kann vor Fahrtantritt vom Vertrag zurücktreten, wenn außergewöhnliche 

Umstände, die es nicht zu vertreten hat, die Leistungserbringung unmöglich machen. In diesem Fall 

kann der Besteller nur die ihm in unmittelbarem Zusammenhang mit der Fahrzeugbeschaffung 

entstandenen notwendigen Aufwendungen ersetzt verlangen. 

(2) Kündigung nach Fahrtantritt  
a) Das Busunternehmen kann nach Fahrtantritt den Vertrag kündigen, wenn die Erbringung der 

Leistung entweder durch höhere Gewalt, oder durch eine Erschwerung, Gefährdung oder 

Beeinträchtigung erheblicher Art durch nicht vorhersehbare Umstände, wie z. B. Krieg oder 

kriegsähnliche Vorgänge, Feindseligkeiten, Aufstand oder Bürgerkrieg, Verhaftung, Beschlagnahme 

oder Behinderung durch Staatsorgane oder andere Personen, Straßenblockaden, 

Quarantänemaßnahmen sowie von ihm nicht zu vertretende Streiks, Aussperrungen oder 

Arbeitsniederlegungen, oder durch den Besteller oder einen Fahrgast erheblich erschwert, gefährdet 

oder beeinträchtigt wird. Im Falle einer Kündigung aufgrund höherer Gewalt oder aufgrund einer 

Erschwerung, Gefährdung oder Beeinträchtigung erheblicher Art ist das Busunternehmen auf 

Wunsch des Bestellers hin verpflichtet, ihn und seine Fahrgäste zurückzubefördern, wobei ein 



Anspruch auf die Rückbeförderung nur für das im Vertrag vereinbarte Verkehrsmittel besteht. Die 

Pflicht zur Rückbeförderung entfällt, wenn und sowie die Rückbeförderung einzelner Personen, 

aufgrund von Umständen die diese zu vertreten haben, für das Busunternehmen unzumutbar ist. 

Entstehen bei Kündigung wegen höherer Gewalt Mehrkosten für die Rückbeförderung, so werden 

diese vom Besteller getragen. b) Kündigt das Busunternehmen den Vertrag, steht ihm eine 

angemessene Vergütung für die bereits erbrachten und die nach dem Vertrag noch zu erbringenden 

Leistungen zu, sofern letztere für den Besteller trotz der Kündigung noch von Interesse sind. 

 

§ 8 Haftung  
 
(1) Das Busunternehmen haftet im Rahmen der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmannes für 

die ordnungsgemäße Durchführung der Beförderung. 

(2) Das Busunternehmen haftet nicht für Leistungsstörungen durch höhere Gewalt sowie eine 

Erschwerung, Gefährdung oder Beeinträchtigung erheblicher Art durch nicht vorhersehbare 

Umstände, wie z. B. Krieg oder kriegsähnliche Vorgänge, Feindseligkeiten, Aufstand oder Bürgerkrieg, 

Verhaftung, Beschlagnahme oder Behinderung durch Staatsorgane oder andere Personen, 

Straßenblockaden, Quarantänemaßnahmen sowie von ihm nicht zu vertretende Streiks, 

Aussperrungen oder Arbeitsniederlegungen.  

(3) Die Regelungen über die Rückbeförderung bleiben unberührt.  

 

§ 9 Beschränkung der Haftung 
 
(1) Die Haftung des Busunternehmens bei vertraglichen Ansprüchen ist auf den 10- fachen Mietpreis 

(vgl. oben § 4) beschränkt, soweit a) Der Anspruch bei einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit des Bestellers oder der Fahrgäste nicht auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 

Pflichtverletzung des Busunternehmers selbst oder eines gesetzlichen Vertreters oder 

Erfüllungsgehilfen des Busunternehmers beruht, b) der Anspruch bei sonstigen Schäden nicht auf 

einer grobfahrlässigen Pflichtverletzung des Busunternehmers selbst oder eines gesetzlichen 

Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Busunternehmers beruht. § 23 PBefG bleibt unberührt, Die 

Haftung für Sachschäden ist damit ausgeschlossen, soweit der Schaden jeder beförderte Person 

1.000,- € übersteigt und nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht. 

 

§ 10 Gepäck und sonstige Sachen 
 
(1) Gepäck im normalen Umfang und – nach vorheriger Absprache sonstige Sachen – werden 

mitbefördert. 

(2) Explosionsfähige, leicht entzündliche, radioaktive, übel riechende oder ätzende Stoffe sowie 

unverpackte oder ungeschützte Sachen, durch die Fahrgäste verletzt werden können, sind von der 

Beförderung ausgeschlossen.  



(3) Für Schäden jeglicher Art, die durch Sachen verursacht werden, die vom Besteller oder seinen 

Fahrgästen mitgeführt werden, haftet der Besteller, wenn die eingetretenen Schäden auf Umständen 

beruhen, die von ihm oder seinen Fahrgästen zu vertreten sind. 

 

§ 11 Verhalten und Haftung des Bestellers und der Fahrgäste 
 
(1) Dem Besteller obliegt die Verantwortung für das Verhalten seiner Fahrgäste während der 

Beförderung. Den Anweisungen des Bordpersonals ist Folge zu leisten. Der Besteller haftet selbst 

auch für durch seine Fahrgäste verursachte Schäden am Fahrzeug oder anderen Sachen des 

Busunternehmens, soweit für die Entstehung des Schadens die Verletzung eigener vertraglicher oder 

gesetzlicher Pflichten des Bestellers ursächlich oder mitursächlich geworden ist und der Besteller 

nicht nachweist, dass weder er noch seine Fahrgäste den Schaden zu vertreten haben. Sonstige 

Ansprüche bleiben unberührt.  

(2) Gemäß § 21 StVO sind vorgeschriebene Sicherheitsgurte während der Fahrt anzulegen. Sitzplätze 

dürfen nur kurzzeitig verlassen werden. Jeder Reisende ist verpflichtet, sich im Fahrzeug stets einen 

festen Halt zu verschaffen, insbesondere beim kurzzeitigen Verlassen des Sitzplatzes. 

(3) Fahrgäste, die trotz Ermahnung begründeten Anweisungen des Bordpersonals nicht 

nachkommen, können von der Beförderung ausgeschlossen werden, wenn durch die Missachtung 

von Anweisungen eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung des Betriebes oder für die 

Mitfahrgäste entsteht oder aus anderen Gründen die Weiterbeförderung für das Busunternehmen 

unzumutbar ist. Ein Anspruch auf Rückbeförderung oder Rückgriffsansprüche des Bestellers 

gegenüber dem Busunternehmen bestehen in diesen Fällen nicht. 

(4) Beschwerden sind zunächst an das Bordpersonal und, falls dieses mit vertretbaren Aufwand nicht 

abhelfen kann, an das Busunternehmen zu richten. 

(5) Der Besteller ist verpflichtet, bei der Behebung von Leistungsstörungen im Rahmen des ihm 

Zumutbaren mitzuwirken, um eventuelle Schäden zu vermeiden oder so gering wie möglich zu 

halten. 

 

§ 12 Gerichtsstand und Erfüllungsort  
 
(1) Erfüllungsort  
Erfüllungsort ist im Verhältnis zu Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder 
öffentlich-rechtlichen Sondervermögen ausschließlich der Sitz des Busunternehmens. 
 

(2) Gerichtsstand  a) Ist der Besteller ein Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist Gerichtsstand der Sitz des Busunternehmens. b) 

Hat der Besteller keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland oder verlegt er nach Zustandekommen 

des Vertrages seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort in das Ausland oder ist sein 

Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, ist 

Gerichtsstand ebenfalls der Sitz des Busunternehmens. 



(3) Für die Abwicklung des Vertragsverhältnisses ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland 

maßgeblich.  

 

§ 13 Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen 
 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen des Vertrages einschließlich dieser Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen für den Mietomnibusverkehr hat nicht die Unwirksamkeit des gesamten 

Vertrages zur Folge. 

Diese Geschäftsbedingungen sind urheberrechtlich geschützt; Bundesverband Deutscher 

Omnibusunternehmer. 

 

Busverkehr Gerd Schmidt GmbH 
 

Dienstleister für: Taxi Fahrschule Busverkehr Gerd Schmidt 
 

 

Geschäftsführer: Gerd Schmidt 
 

Steuernummer: 057 106 03814 
 

Wilhelm-Pieck-Straße 16, 01979 Lauchhammer  
 

Telefon: 035 74 / 76 01 75 
 

Telefax: 0 35 74 / 76 28 29 
 

Mail: info@fahrschuleschmidt.de 



 
 
 
Allgemeine Geschäftsbedingungen für Aus- und Weiter bildungen 
 
 
 
1. Geltungsbereich 
 
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Aus- und Weiterbildung gelten für alle Vereinbarungen mit 
dem Unternehmen Taxi / Fahrschule / Busverkehr Gerd Schmidt sowie der Busverkehr Gerd Schmidt 
GmbH. 
 
 
 
2. Anmeldung 
 
Die Anmeldung muss schriftlich erfolgen.  
Die Anmeldung kann per Fax, Anmeldeformular oder Online an das Unternehmen erfolgen. 
 
 
 
3. Vertrag 
 
Mit der Anmeldung werden die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Aus- und Weiterbildung“ ver-
bindlich anerkannt.  
Die Anmeldung gilt als Vertragsabschluss und bedarf keiner schriftlichen Bestätigung durch das Un-
ternehmen. Die Anmeldungen werden in der Reihenfolge des Eingangs berücksichtigt. 
 
 
 
4. Zahlungsbedingungen 
 
Die Kosten für die Aus- und Weiterbildungen sind mit Erhalt der Rechnung fällig. 
 
 
 
5. Beendigung des Vertrages 
 
Abmeldungen und Stornierungen sind bis 14 Arbeitstage vor Veranstaltungsbeginn kostenfrei möglich. 
Bei Stornierungen zwischen dem 13. Arbeitstag und dem 4. Arbeitstag vor Veranstaltungsbeginn kön-
nen 50 % der Seminargebühr berechnet werden. Bei Stornierungen danach bis unmittelbar vor Ver-
anstaltungsbeginn kann die volle Gebühr berechnet werden. Teilnehmer, welche nicht zur Veranstal-
tung erscheinen oder bereits Stunden besucht haben sind grundsätzlich zur Zahlung der vollen Ge-
bühr verpflichtet. 
 
Für eine Durchführung zur beschleunigten Grundqualifikation bedarf es mindestens 5 Teilnehmer und 
für die Veranstaltung zur Berufskraftfahrerqualifizierung bedarf es mindestens 10 Teilnehmer. Das 
Unternehmen hält sich vor, bei Nichterreichen der Mindestteilnehmerzahl oder aus anderen nicht vor-
hersehbaren Gründen (z. B. Erkrankung des Referenten, höhere Gewalt), Veranstaltungen zu ver-
schieben bzw. abzusagen. In diesen Fällen werden die Teilnehmer umgehend benachrichtigt. Das 
Unternehmen bietet den Teilnehmern einen neuen Veranstaltungstermin an. Sollte der Wunsch von 
Teilnehmern bestehen, trotz Nichterreichen der Mindestteilnehmerzahl die Veranstaltung doch 
durchzuführen, wird durch das Unternehmen ein neues Angebot erstellt. Dieses Angebot bedarf einer 
schriftlichen Bestätigung des Teilnehmers. 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
Ansprüche des Teilnehmers bzw. des Anmeldenden, insbesondere Schadensersatzansprüche gleich 
welcher Art, sind ausgeschlossen. 
 
Kündigung bzw. Rücktritt haben in schriftlicher Form zu erfolgen. Grundsätzlich gilt der Tag des Ein-
gangs im Unternehmen. 
 
 
6. Sonstiges 
 
Der Dozent ist berechtigt, die Identität des Teilnehmers durch Vorlage des Personalausweise oder 
Führerschein zu überprüfen. 
 
Das Unternehmen haftet nicht für Schäden, die durch Unfälle und/oder durch Verlust oder Diebstahl 
im Schulungsobjekt/-gelände eingebrachte Sachen (Wertsachen, Garderobe), entstehen. Bei auftre-
tenden Schäden durch das Unternehmen, gleich aus welchem Rechtsgrund, haftet diese nur bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit. 
 
Sollten einzelne der vorstehenden Bestimmungen unwirksam sein oder werden, so berührt dies nicht 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen. Anstelle der unwirksamen Bedingungen sollen solche 
Regelungen zu treffen, welche dem wirtschaftlichen Zweck des Vertrages und der angemessenen 
Wahrung der beiderseitigen Interessen am nächsten kommen. 
 
Die Daten des Vertragspartners werden vom Unternehmen zur Vorbereitung und deren Durchführung 
erfasst. Die Daten werden nicht an Dritte weitergegeben. Die Speicherung der Daten kann jederzeit 
schriftlich widerrufen werden. 
 
Für Ansprüche aus dem Vertrag ist Erfüllungsort der Veranstaltungsort. Der Gerichtsstand für Streitig-
keiten ist Sitz des Unternehmens. 
 
 
 
 
Busverkehr Gerd Schmidt GmbH 
 

Dienstleister für: 
 

Taxi / Fahrschule / Busverkehr Gerd Schmidt 
Wilhelm-Pieck-Str. 16, 01979 Lauchhammer 
 
 
Stand: 01.09.2013 


